
Art. 63 Die Volkskammer

7 a) Für Verfassungsänderungen durch Gesetz ist es erforderlich, daß mindestens zwei 
Drittel der gewählten Abgeordneten zustimmen. Dabei ist von der Zahl von 500 Ab­
geordneten auszugehen, die nach Art. 54 für die Volkskammer zu wählen sind. Der Be­
griff »der gewählten Abgeordneten« bedeutet also nichts anderes als die verfassungsrecht­
lich festgelegte Zahl der Abgeordneten. (Wegen der sonstigen Voraussetzungen für eine 
Verfassungsänderung s. Erl. zu Art. 106).

8 b) Dieselbe qualifizierte Mehrheit wie für eine Verfassungsänderung ist für die Selbst­
auflösung der Volkskammer erforderlich (s. Art. 64 Abs. 2).

9 c) Eine andere qualifizierte Mehrheit wird für den Ausschluß der Öffentlichkeit von 
den Tagungen der Volkskammer verlangt. Für den entsprechenden Beschluß sind minde­
stens zwei Drittel der anwesenden Abgeordneten erforderlich.

4. Abstimmung.
10 a) Die Abstimmung erfolgt nach der Beratung. Der Präsident legt der Volkskammer 

die Anträge zur Abstimmung vor und bestimmt, in welcher Reihenfolge über sie abge­
stimmt werden soll (§ 18 Geschäftsordnung vom 7.10.19741). Bemerkenswert ist, daß es 
eine Regelung, wie verfahren werden soll, wenn kontroverse oder doch inhaltlich nicht 
übereinstimmende Anträge zur selben Sache vorliegen, nicht gibt. Ein derartiger Fall wird, 
nicht in Rechnung gestellt, weil er mit dem Charakter der Volkskammer als einer soziali­
stischen Volksvertretung, das heißt also für die DDR: einer Volksvertretung unter der 
Suprematie der SED (s. Rz. 5 zu Art. 48), nicht vereinbar wäre.

11 b) Über den Modus der Abstimmung enthält die Geschäftsordnung von 1974 - im 
Gegensatz zur Geschäftsordnung vom 12.5.19691 2 - keine Vorschriften. Gewohnheitsge­
mäß stimmt die Volkskammer durch Handzeichen oder Erheben von den Plätzen ab. 
Nach der Geschäftsordnung von 1969 (§ 17) war das der Regelfall, so daß auch andere 
Formen (Hammelsprung, Einsatz elektronischer Geräte, geheime Abstimmung) als zuläs­
sig anzusehen waren. Nach § 46 Geschäftsordnung von 1969 mußte eine namentliche Ab­
stimmung erfolgen, wenn dies vor Beginn der Abstimmung beantragt wurde. Indessen 
war über eine Abweichung von der Regelform nichts bekannt geworden. Weil die Ge­
schäftsordnung von 1974 über den Modus der Abstimmung nichts aussagt, kann ange­
nommen werden, daß an der bisherigen Praxis nichts geändert werden sollte und sich auch 
nichts geändert hat.

12 c) Das Präsididum - also nicht der Präsident allein - stellt das Abstimmungsergebnis 
fest. Der Präsident gibt es bekannt (§ 19 Abs. 1 Geschäftsordnung von 1974). Die Ge­
schäftsordnung von 1974 (§ 19 Abs. 2) regelt auch den für die Volkskammer als eine sozia­
listische Volksvertretung unwahrscheinlichen Fall, daß die Richtigkeit des festgestellten 
Ergebnisses angezweifelt wird. In einem solchen hat das Präsidium das Ergebnis nachzu­
prüfen und gegebenenfalls zu berichtigen.

13 5. In der Volkskammer hat es bisher erst einmal eine Abstimmung gegeben, bei der 
Gegenstimmungen und Stimmenthaltungen zu verzeichnen waren. Es handelt sich um 
den Beschluß über die Annahme des Gesetzes über die Unterbrechung der Schwanger-
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2 GBl. I S. 21.
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